
VerfGH 12/22.VB-3  

 

B e s c h l u s s 
 

In dem Verfahren über 
die Verfassungsbeschwerde 

 
der Frau 
 

Beschwerdeführerin, 
 
 
gegen 
 
 1. den Beschluss des Landgerichts Aachen vom 25. Februar 2022 

– 2 T 28/22 –  
2. den Beschluss des Amtsgerichts Aachen vom 31. Januar 2022 

– 115 C 218/21 – 
 
 
hat die 3. Kammer des 
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 
 

am 22. März 2022 
 
durch 
 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b , 

den Richter Prof. Dr. G r z e s z i c k  und 

den Richter Dr. N e d d e n - B o e g e r  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG 

 

einstimmig beschlossen: 

 

  Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 

zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I. 

 

Die Verfassungsbeschwerde betrifft zwei Entscheidungen zur Streitwertfestsetzung 

in einem amtsgerichtlichen Verfahren. 

 

1. Die Beschwerdeführerin erklärte in einem von ihr vor dem Amtsgericht Aachen 

eingeleiteten Zivilverfahren die Klagerücknahme. Das Amtsgericht erlegte ihr darauf-

hin mit Beschluss vom 11. Januar 2022 die Verfahrenskosten auf und setzte den 

Streitwert für das Verfahren auf 46,80 Euro fest. Der hiergegen erhobenen Streit-

wertbeschwerde der Gegenseite half das Amtsgericht mit Beschluss vom 31. Januar 

2022 nicht ab, sondern legte die Sache dem Landgericht Aachen vor. Dieses wies 

die Streitwertbeschwerde der Beklagten mit Beschluss vom 25. Februar 2022 zurück. 

 

2. Mit Schreiben vom 7. Februar 2022, beim Verfassungsgerichtshof eingegangen 

am 8. Februar 2022, hat die Beschwerdeführerin Verfassungsbeschwerde gegen den 

Nichtabhilfebeschluss des Amtsgerichts Aachen vom 31. Januar 2022 erhoben. Mit 

an den Verfassungsgerichtshof gerichtetem Schreiben vom 21. Februar 2022 hat sie 

ihr Vorbringen ergänzt und mit Schreiben vom 28. Februar 2022, das am 3. März 

2022 beim Verfassungsgerichtshof eingegangen ist, hat sie die Verfassungsbe-

schwerde auf den Beschluss des Landgerichts Aachen vom 25. Februar 2022 erwei-

tert. Nach Ansicht der Beschwerdeführerin verstoßen die Entscheidungen des Amts- 

und des Landgerichts gegen geltendes Recht. Die durch ihre Klage entstandenen 

Verfahrenskosten seien nicht von ihr zu tragen. 

 

II. 

 

1. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist. 
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Soweit sich die Beschwerdeführerin formal gegen den Nichtabhilfebeschluss des 

Amtsgerichts vom 31. Januar 2022 und den Beschluss des Landgerichts vom 

25. Februar 2022 wendet, fehlt ihr bereits die notwendige Beschwerdebefugnis ge-

mäß Art. 75 Nr. 5a LV in Verbindung mit § 12 Nr. 9, § 53 Abs. 1 VerfGHG. Nach die-

sen Vorschriften kann jeder mit der Behauptung, durch die öffentliche Gewalt des 

Landes in einem seiner in der Landesverfassung enthaltenen Rechte verletzt zu sein, 

Verfassungsbeschwerde zum Verfassungsgerichtshof erheben, soweit nicht Verfas-

sungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht erhoben ist oder wird. Vom Be-

schwerdeführer wird damit allerdings ein Vortrag verlangt, aus dem sich die Möglich-

keit einer Rechtsverletzung ergibt (vgl. VerfGH NRW, Beschlüsse vom 30. April 2019 

– VerfGH 2/19.VB-2, NVwZ 2019, 1511 = juris, Rn. 13, und vom 16. Juni 2020 – 

VerfGH 42/20.VB-2, juris, Rn. 8). Dieser Anforderung genügt die Beschwerdeführerin 

hinsichtlich der von ihr ausdrücklich benannten Angriffsgegenstände nicht. Aus ihrem 

Beschwerdevorbringen ergibt sich nicht, wie sie durch die beiden Entscheidungen 

zum Streitwert, die auf eine im Ergebnis erfolglose Streitwertbeschwerde der Beklag-

ten des amtsgerichtlichen Verfahrens hin ergangen sind, in ihren durch die Landes-

verfassung garantierten eigenen Rechten verletzt sein kann. Zutreffend sieht sich die 

Beschwerdeführerin selbst wohl auch nur durch die Kostengrundentscheidung des 

Amtsgerichts im Kostenbeschluss vom 11. Januar 2022 beschwert. 

 

Selbst wenn sich die Beschwerdeführerin auch gegen den sie infolge der darin ent-

haltenen Kostengrundentscheidung belastenden amtsgerichtlichen Beschluss vom 

11. Januar 2022 wenden wollte, bliebe die Verfassungsbeschwerde unzulässig. Sie 

genügt nicht ansatzweise den sich aus § 18 Abs. 1 i. V. m. § 55 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 

VerfGHG ergebenden Begründungsanforderungen. So muss ein Beschwerdeführer 

mit der Verfassungsbeschwerde hinreichend substantiiert darlegen, dass die von ihm 

behauptete Verletzung eines Grundrechts oder grundrechtsgleichen Rechts möglich 

ist (VerfGH NRW, Beschluss vom 13. April 2021 – VerfGH 141/20.VB-3, juris, 

Rn. 16). Entsprechende Darlegungen sind jedoch weder in der Verfassungsbe-

schwerdeschrift selbst noch den nachgereichten Schreiben enthalten. 
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2. Von einer weiteren Begründung der Zurückweisung wird gemäß § 58 Abs. 2 

Satz 4 VerfGHG abgesehen. 

 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Grzeszick Dr. Nedden-Boeger 

 


